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Fahrbahnkante (B 15n)

20-m Linie zur Bundesstraße (B 15n)

Wasserversorgung (nachrichtlich übernommen)

D

Bestandsgehölz (außerhalb Geltungsbereich)

Zufahrt (außerhalb Geltungsbereich)

Photovoltaikmodule

Trafostation

Bemaßungen [m]

Biotopkartierungen -  mit entsprechender ID
(nachrichtlich übernommen)

Biotopkartierungen (nicht mehr vorhanden)

Ökoflächenkataster (Flächentyp 1) -  mit entsprechender ID
(nachrichtlich übernommen)

Ökoflächenkataster (Flächentyp 3) -  mit entsprechender ID
(nachrichtlich übernommen)

Bodendenkmal (nachrichtlich übernommen)

1. Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO)

SO
PV

2. Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §16 BauNVO)

Baugrenze

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, 
    §§22 und 23 BauNVO)

9. Grünflächen (§9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
      zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und 
      Abs. 6 BauGB)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege  und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft (Ausgleichsflächen)

Zulässig ist die Errichtung einer Photovoltaikanlage mit Kleinbauwerken für 
Wechselrichter/Trafostation sowie untergeordnete Nebenanlagen, die für den technischen 
Betrieb einer Photovoltaikanlage erforderlich sind.

Sonstiges Sondergebiet für Anlagen zur Nutzung von Solarenergie 
gem. §11, Abs. 2 BauNVO

Die Grundfläche der möglichen Nebengebäude und sonstigen baulichen Nebenanlagen darf einen 
Wert von 50 m² nicht überschreiten. Hierbei handelt es sich um die Summe aller Nebengebäude/
Anlagen. Die einzelnen Standorte sind innerhalb der eingezäuten Fläche frei wählbar

Eingrünung mit Heckenelementen - Maßnahme E2
(textliche Festsetzungen - 1.6.2)

Wiesenansaat - Maßnahme E1
(textliche Festsetzungen - 1.6.1)

Extensiv genutztes Grünland - Maßnahme E3
(textliche Festsetzungen - 1.6.2)

15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Zaun ohne Sockel, Abstand
zum Boden mind. 15 cm Zufahrt mit Tor

Einzelbaumpflanzung, nicht standortgebunden

*Bauhöhe abhängig 
von Geländeverlauf

Gemarkung Hebramsdorf

Gemeinde Neufahrn i.NB

Landkreis Landshut

Gemarkung Hebramsdorf

Gemeinde Neufahrn i.NB

Landkreis Landshut
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2.6 Grenzabstände Bepflanzung
Auf die Einhaltung der in § Art. 47 „Grenzabstand von Pflanzen“ und Art. 48 „Grenzabstand 
bei landwirtschaftlichen Grundstücken“ AGBGB (Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und anderer Gesetze) und dessen Ausnahmen in Art. 50 genannten 
Vorgaben wird hingewiesen.

2.7 Brandschutz
Es gelten die Vorgaben der BayBO Art. 5 in Verbindung mit den Richtlinien über Flächen 
für die Feuerwehren auf Grundstücken DIN 14090 in der aktuellen Fassung. Die BayTB 
muss eingehalten werden.

Verwiesen wird auf Art. 1 Abs. 1 und 2 Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG):
Die Gemeinden haben als Pflichtaufgabe im eigenen Wirkungskreis dafür zu sorgen, dass 
drohende Brand- oder Explosionsgefahren beseitigt und Brände wirksam bekämpft werden 
(abwehrender Brandschutz) sowie ausreichende technische Hilfe bei sonstigen Unglücks
fällen oder Notständen im öffentlichen Interesse geleistet wird (technischer Hilfsdienst).

Zur Erfüllung dieser Aufgaben haben die Gemeinden in den Grenzen ihrer Leistungs-
fähigkeit gemeindliche Feuerwehren (Art. 4 Abs. 1) aufzustellen, auszurüsten und zu 
unterhalten. Sie haben in diesen Grenzen außerdem die notwendigen Löschwasser-
versorgungsanlagen bereitzustellen und zu unterhalten.

Etwaige Sperrvorrichtungen zum Gelände sind zulässig, wenn die Feuerwehr diese öffnen 
kann. Dies ist vom Betreiber mit der Brandschutzdienststelle und der örtl. Zuständigen 
Feuerwehr im Vorfeld abzustimmen.

Die Erreichbarkeit eines verantwortlichen Ansprechpartners ist der örtlichen Feuerwehr 
mitzuteilen.

2.8 Elektrische Leitungen 
Die gültigen Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und 
Elektrotechnik für elektrische Anlagen und Betriebsmittel (VBG 4) und die darin aufgeführ-
ten VDE-Bestimmungen sind einzuhalten.

Das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen", 
herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, ist zu 
beachten. 

Der Beginn aller Baumaßnahmen, dazu gehört auch das Pflanzen von Bäumen und 
Sträuchern, ist den Spartenträgern rechtzeitig zu melden. Sollte eine zusätzliche Leitungs-
verlegung in öffentlichen Straßengrund notwendig werden, ist dies rechtzeitig vor 
Baubeginn bei der jeweiligen Gemeinde zu beantragen. Ein entsprechender Nutzungs-
vertrag ist abzuschließen.

2.1 Landwirtschaft
Der Betreiber grenzt an landwirtschaftliche Nutzflächen an und hat deshalb Emissionen, 
Steinschlag und eventuelle Verschmutzungen aus der Landwirtschaft (z.B. Staub) ent-
schädigungslos hinzunehmen. Eine Haftung der angrenzenden Landbewirtschafter ist 
ausgeschlossen. Grundsätzlich ist eine ordnungsgemäße Landwirtschaft auf den der 
Photovoltaikanlage benachbarten Flächen von Seiten des Betreibers zu dulden.

Eine Verunkrautung der überplanten Fläche während der Nutzungsdauer durch die 
Photovoltaikanlage ist durch geeignete Maßnahmen zu verhindern. Durch die regelmäßige 
Pflege soll das Aussammeln eventueller Schadpflanzen und die damit verbundene negative 
Beeinträchtigung der mit Kulturpflanzen bestellten Flächen in der Nachbarschaft vermieden 
werden. Der Grünlandaufwuchs ist zu entfernen. Die Fläche darf nicht gemulcht werden.

2.2 Wasserwirtschaft
Es wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich generell 
von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtlichen 
Störungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) ist das Landratsamt 
bzw. das WWA Landshut zu informieren.

2.3 Bodendenkmäler
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist voraussichtlich 
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 BayDSchG notwendig, die in einem 
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu 
beantragen ist. Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege wird in diesem Verfahren 
gegebenenfalls die fachlichen Anforderungen formulieren. Im Falle der Denkmalvermutung 
werden im Rahmen des Erlaubnisverfahrens auch Möglichkeiten zur Unterstützung des 
Antragstellers bei der Denkmalfeststellung geprüft.

Da lediglich Schraub- bzw. Rammfundamente verwendet werden, werden wahrscheinlich 
keine Bodendenkmale freigesetzt. Gegenstände, die bei Erdarbeiten doch zu Tage treten 
sollten, wie z.B. Knochen-, Metall-, Keramik- oder Versteinerungsfunde, hat der Bauherr bzw. 
die bauausführenden Firmen dem Landesamt für Denkmalpflege oder dem Landratsamt zu 
melden.

2.4 Altlasten
Sollten während der Baumaßnahmen Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, welche auf 
eine Altlast o. ä. hinweisen, ist das Landratsamt Landshut zu verständigen.

2.5 Energie
Mittel- und Niederspannung:
Es ist vorgesehen, eine Trafostation auf dem Planungsgebiet zu errichten. Für die 
Transformatorenstation benötigt der Vorhabenträger, je nach Stationstyp ein Grundstück 
mit einer Größe zwischen 18 qm und 35 qm.

Die gültigen Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik 
und Elektrotechnik für elektrische Anlagen und Betriebsmittel (VBG 4) und die darin 
aufgeführten VDE-Bestimmungen sind einzuhalten.

Sollte eine zusätzliche Leitungsverlegung in öffentlichen Straßengrund der Gemeinde 
Neufahrn i.NB oder anderer Städte oder Gemeinden notwendig werden, ist dies rechtzeitig 
vor Baubeginn bei der Gemeinde zu beantragen. Ein entsprechender Nutzungsvertrag ist 
abzuschließen.

1. Die Gemeinde Neufahrn i.NB hat in der Sitzung vom 23.03.2021 gemäß § 2 Abs. BauGB
    die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde
    am 20.04.2021 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Dar-
    legung und Anhörung für die Vorentwurfsfassung des Bebauungsplans in der Fassung
    vom 21.12.2021 hat in der Zeit vom 14.02.2022 bis 15.03.2022 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
    mäß § 4 Abs. 1 BauGB für die Vorentwurfsfassung des Bebauungsplans in der Fassung
    vom 21.12.2021 hat in der Zeit vom 14.02.2022 bis 15.03.2022 stattgefunden.

4. Zum Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 12.04.2022 wurden die Behör-
    den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit
    vom 20.06.2022 bis 20.07.2022 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 12.04.2022 wurde mit der Begrün-
    dung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20.06.2022 bis 20.07.2022 öffentlich aus-
    gelegt.

6. Zum Entwurf II des Bebauungsplans in der Fassung vom .................. wurden die Behör-
    den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit
    vom .................. bis .................. beteiligt.

7. Der Entwurf II des Bebauungsplans in der Fassung vom .................. wurde mit der Begrün-
    dung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................. bis .................. öffentlich aus-
    gelegt.

8. Die Gemeinde Neufahrn i.NB hat mit Beschluss des Gemeinderates vom .................. den
    Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom .................. als Satzung
    beschlossen.

Neufahrn i.NB, den .......................

.....................................................................
Peter Forstner, 1.Bürgermeister

9. Ausgefertigt

Neufahrn i.NB, den .......................

.....................................................................
Peter Forstner, 1.Bürgermeister

10. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am .................... gemäß §10
    Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begrün-
    dung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns
    Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.
    Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3
    Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der
    Bekanntmachung hingewiesen.

Neufahrn i.NB, den .......................

.....................................................................
Peter Forstner, 1.Bürgermeister

Die Planzeichnung ist Bestandteil dieser Satzung. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
sind die in der Planzeichnung enthaltenen textlichen Festsetzungen maßgebend. Grundlage 
des Bebauungsplanes sind das Baugesetzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung 
(BauNVO), die Planzeichenverordnung und die Bayerische Bauordnung, jeweils in der zur 
Zeit der Planauslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB geltenden Fassung. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind in Ergänzung der Planzeichen folgende 
Festsetzungen maßgebend:

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der Planzeichnung festgesetzt. 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurnummer 843 TF und 1127 der Gemarkung Hebramsdorf.

1.1 Art der baulichen Nutzung
Sonstiges Sondergebiet für Anlagen zur Nutzung von Solarenergie gem.§ 11, Abs. 2 
BauNVO. Zulässig ist die Errichtung einer Photovoltaikanlage mit Kleinbauwerken für 
Wechselrichter/Trafostation sowie untergeordnete Nebenanlagen, die für den technischen 
Betrieb einer Photovoltaikanlage erforderlich sind.

1.2 Maß der baulichen Nutzung
Die Grundfläche der möglichen Nebengebäude und sonstigen baulichen Nebenanlagen darf 
einen Wert von 50 m² nicht überschreiten. Hierbei handelt es sich um die Summe aller 
Nebengebäude/Anlagen. Die einzelnen Standorte sind innerhalb der eingezäuten 
Fläche frei wählbar.

1.3 Bauweise
Gemäß Plandarstellung.
Verwendung von Schraub- oder Rammfundamenten.
Maximale Modulhöhe 3,5 m.
Abstand vom Boden zur Unterkante der Solar-Module min.  80 cm

1.4 Gestaltung der baulichen Anlagen
• Die Reihen der Photovoltaikanlage sind der natürlichen Hangbewegung anzupassen.
• Die Gebäude für Transformatoren und Übergabestationen sind landschaftsgebunden
  zu gestalten und mit einem Flachdach oder Satteldach zu versehen. Die max. Firsthöhe wird auf 
  4,0 m ab der natürlichen Geländeroberkante festgesetzt.
• Neue Stellplätze, Zufahrten und Betriebswege sind wasserdurchlässig als Schotter- rasenflächen 
  oder mit wassergebundener Decke zu befestigen.

1.5 Einfriedungen
Zaunart:
Das Grundstück ist mit einem Metallzaun (Stabgitter- oder Maschendrahtzaun plangemäß 
einzuzäunen. Der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld muss mindestens 15 cm betragen.
Zaunhöhe:
Max. 2,20 m über Gelände.
Zauntore:
In Bauart der Zaunkonstruktion.

Im Falle einer Beweidung: 
- Untergrabschutz über Elektrolitze in max. 20 cm Bodenhöhe außen am Zaun, max. 20
  cm Abstand vom Zaun, zusätzlich Überkletterschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun.

- Baustahlmatte mit Maschenweite 10x10cm als Sicherung einer bestehenden Bodenfreiheit, 
  zusätzlich horizontal vor dem Zaun ausgelegter Untergrabschutz (z. B. Maschendraht, mind. 60 cm 
  breit); es kann hierfür z.B. auch eine 1m breite Baustahlmatte längs abgewinkelt werden und 
  gleichzeitig dem Schutz in vertikaler sowie horizontaler Richtung dienen; eine sichere Verankerung 
  im Boden und am Zaun muss gewährleistet sein; durch die 10x10cm-Maschen kommen kleine und 
  mittelgroße Säugetiere, wie Igel, Marder und Feldhasen sowie Hühnervögel noch durch, der Wolf
  nicht; zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun.
- Beweidung auf einer innerhalb des Areals mit wolfsabweisenden Elektrozaunnetzen abgegrenzten 
  Teilfläche (max. 50%), die sich je nach Beweidungsziel variabel gestalten bzw. verlagern lässt. 
  Der Bereich außerhalb der beweideten Teilfläche bleibt für wildlebende Tiere nutzbar.

1.6 Grünordnung und naturschutzfachliche Maßnahmen
Die grünordnerischen und naturschutzfachlichen Maßnahmen sind spätestens nach einer 
Vegetationsperiode nach Herstellung der Funktionstüchtigkeit der Anlage zu realisieren. Der Erhalt
der Pflanzen ist durch regelmäßige und fachliche Pflege zu sichern. Damit sich eine freiwachsende 
Heckenstruktur entwickeln kann, sind Kappschnitte unzulässig. Bei Verlust einer Pflanzung ist 
gleichwertiger Ersatz spätestens in der nächstfolgenden Pflanzperiode zu leisten. Der Abschluss 
der Maßnahmen ist dem Landratsamt Landshut zur Abnahme anzuzeigen.

1.6.1 Wiesenansaat und Pflege im Bereich der Photovoltaikanlage innerhalb des 
Zaunes

E1: Im Bereich der Photovoltaikanlage ist auf dem Ackerstandort eine Grünlandansaat (autochtho-
nes Saatgut) vorzunehmen. In den ersten 5 Jahren ist aufgrund des Nährstoffüberschusses der 
Ackerfläche eine 3-malige Mahd durchzuführen. Nach 5 Jahren kann die Mahd auf 2x pro Jahr 
reduziert werden. Das Mähgut ist abzutransportieren. Bei angepasster Vegetation ist eine abschnitts-
weise Beweidung der Wiesenflächen analog zu einem Schnitt zulässig. Die Weidelänge richtet sich 
dabei nach der Dauer, die die Tiere für das Abäsen der Fläche brauchen. Danach sind diese wieder
zu entfernen. In den ersten 5 Jahren kann nur der letzte Schnitt als Nachbeweidung ersetzt werden. 
Erster Schnitt nicht vor dem 15.06. Auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel ist zu verzichten.

Während der Beweidung darf nicht zugefüttert werden. Alternativ kann eine Beweidung von 
0,8 – 1,0GV pro ha durchgeführt werden. Die Stromkabel müssen so verlegt und die Module so 
angeordnet sein, dass eine mögliche Verletzung von Weidetieren ausgeschlossen werden kann.

Eine Ackernutzung ist im Zeitfenster der Nutzung als Freiflächen – Photovoltaikanlage eingestellt, 
wodurch sich das gesamte Bodengefüge im Laufe der vorgesehenen Nutzungsdauer einer positiven 
Entwicklung unterziehen wird.

1.6.2 Ausgleichsmaßnahmen
E2: Zur Eingrünung der Anlage sind Heckenelemente mit einem Pflanzabstand von 1,0 x 1,5 m zu 
pflanzen. Diese dienen ebenso dem zu erbringenden Ausgleich der geplanten Maßnahme.

Pflanzqualitäten 
Sträucher: v. Str., mind. 3-5 Triebe, 60-100 cm 

Es sind standortgerechte Gehölze gebietseigener Herkunft (Vorkommensgebiet 6.1 Alpenvorland) 
bzw. den dem Forstverkehrsgesetz unterliegenden Baumarten die in der Herkunftsgebiets-
verordnung genannten Herkünfte (autochthone Gehölze) zu verwenden. Nachfolgend werden 
Pflanzen der entsprechenden Vorgaben vorgeschlagen:

647 m² (Fl.-Nr. 1127 TF) + 4.995 m² (Fl.-Nr. 843 TF) = 5.642 m²
(gesamter anrechenbarer Ausgleich).

Der Ausgleichsbedarf des Projektes ist somit erbracht.

Sicherung/ Meldung: Um die Sicherung des angestrebten Zustands der festgesetzten Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen nach § 15 Abs. 4 BNatSchG zu gewährleisten ist bei Ausgleichsflächen, 
die nicht im Eigentum der Städte bzw. der Gemeinden sind, die Bestellung einer unbefristeten 
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten des Freistaates Bayern erforderlich, da es um 
die Erfüllung staatlicher Pflichten geht. Für den Vollzug ist das Landratsamt zuständig.

Gemäß § 17 Abs. 7 BNatSchG sind die Ausgleichsflächen an das Landesamt für Umweltschutz
zu melden. Um jeweils einen Abdruck an die Untere Naturschutzbehörde wird gebeten.

1.7 Wasserwirtschaft
Die Versickerung von Oberflächenwasser hat auf dem Grundstück zu erfolgen. Ein evtl. Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Öle im Bereich von Trafos und/ oder Wechselrichtern) hat 
entsprechend den einschlägigen Vorschriften, insbesondere der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachgebiete (Anlagenverordnung - AwSV) 
zu erfolgen.

1.8 Zeitliche Begrenzung der Nutzung und Festsetzung der Folgenutzung
Der Vorhabensträger hat sich gegenüber der Gemeinde gem. §12 BauGB im Durchführungs-
vertrag bzw. städtebaulichen Vertrag, sofern die Gemeinde oder Dritte eine Weiterführung der 
Nutzung nicht beabsichtigten, nach Aufgabe der Photovoltaiknutzung zum Rückbau der Anlage 
zu verpflichten. Die dort getroffenen Regelungen müssen eingehalten werden.. Sämtliche 
bauliche Konstruktionsteile sind dann zu entfernen und Bodenversiegelungen zu beseitigen.

Nach Nutzungsende ist das Grundstück wieder der landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung 
zu stellen. Über die Zulässigkeit der Beseitigung der geplanten Randbepflanzung nach Aufgabe 
der Solarnutzung entscheidet die Untere Naturschutzbehörde auf der Grundlage der zu diesem 
Zeitpunkt geltenden gesetzlichen Regelungen.

1.9 Flurschäden
Die öffentlichen Feld- und Waldwege, die durch die Baumaßnahme beansprucht werden, sind 
durch den Betreiber entsprechend dem ursprünglichen Zustand und in Absprache mit der 
Gemeinde Neufahrn i.NB wieder herzustellen.

1.10 Werbeanlagen
Die Errichtung von Werbeanlagen ist nicht zulässig.

gemeine Hasel 
gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Faulbaum
gewöhnlicher Liguster 
Rote Heckenkirsche 
Schlehdorn
Kreuzdorn 
Schwarzer Holunder 
Wolliger Schneeball

Zitter-Pappel
Moorbirke
Schwarzerle
Hainbuche
Stieleiche

Erschließung der Ausgleichfläche
in Richtung der Staatsstraße St 2142
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Ausgleichsfläche

Staatsstraße St 2142

SYSTEMSCHNITT PV-MODULTISCH (M 1:50)

Übersichtsplan   1 : 50.000

Allgemeine Projektdaten
Geplant ist die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage mit einer Leistung von 
3.502 kWp auf einer ca. 2,6 ha großen Teilfläche der Fl.-Nr. 1127 der Gemarkung 
Hebramsdorf.

Standort
Das Planungsgebiet liegt westlich von Neufahrn i. Niederbayern. Die Gemeinde Neufahrn 
i. Niederbayern ist von der Bundesstraße 15 N erreichbar. Durch die Abfahrt zur St 2142 vor 
dem Ortsteil Hofendorf gelangt man über öffentliche Feld- und Waldwege auf das Planungs-
gebiet. Im weiteren Umgriff der Fläche befinden sich ausschließlich Feldwege, angrenzende 
landwirtschaftlich intensiv genutzte Bereiche, Gehölze und die Bundesstraße 15 N, welche als 
autobahnähnliche Straße ausgebaut wurde. Das Flurstück selbst wird derzeit als Ackerfläche 
genutzt.

Allgemeines
- Auf der Sonderbaufläche für Photovoltaik soll entsprechend den allgemeinen 
Festsetzungen des Vorhabenbezogenen Bebauungs- und Grünordnungsplans innerhalb der 
Baugrenzen eine Photovoltaikfreiflächenanlage errichtet werden. Es ist eine feste Auf-
ständerung mit Modultischen vorgesehen. Die maximale Modulhöhe beträgt 3,5 m, die 
Ausrichtung erfolgt voraussichtlich nach Süden mit einer Tischneigung von 16°. Die Verbin-
dungskabel zwischen den Modulanlagen werden innerhalb des Pflughorizontes verlegt.
- Der Anlagenbetreiber ist die actensys GmbH, Zur Schönhalde 10, 89352 Ellzee.
- Die max. Firsthöhe der Wechselrichtergebäude wird auf 4,0 m beschränkt.
- Die Erschließung erfolgt über die Flurstücke 973, 983, 1128 und 1261.
- Die Photovoltaikfreiflächenanlage wird eingefriedet mit einem Metallzaun (z.B. Maschen-
draht- oder Stabgitterzaun). Die Zaunhöhe beträgt max. 2,2 m über dem Gelände. Der 
Abstand vom Boden beträgt mind. 15 cm.
- Die weitere Gestaltung der Frei- und Ausgleichsfläche sowie weitere Einzelheiten werden 
durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes geregelt.

Pflanzliste:
Corylus avellana
Euonymus europaeus
Frangula alnus
Ligustrum vulgare  
Lonicera xylosteum  
Prunus spinosa     
Rhamnus catharticus 
Sambucus nigra   
Viburnum lantana   

Die Pflanzung ist vor Wildverbiss zu schützen. Nach max. 7 Jahren verpflichtet sich der Betreiber die 
Wildschutzmaßnahmen zu entfernen. Auf Düngung und Pflanzenschutzmittel ist zu verzichten.

E3: Entwicklung eines extensiv genutzten Grünlandes (Flächengröße ca. 4.995 m²). Die Fläche 
weist Ackerland und einen Gewässerrandstreifen, welcher als Grünland an den „Tamischbach“ 
angrenzt, auf. Die Fläche ist im Zuge der Ausgleichserbringung in ein extensiv genutztes artenrei-
ches Grünland umzuwandeln. In den ersten beiden Jahren ist zur Aushagerung der Fläche eine 
stickstoffzehrende Frucht (z.B. Hafer oder Weizen) anzubauen (Verzicht auf Düngung und 
Pflanzenschutzmittel) und abzuernten. Auf den Ackerflächen erfolgt anschließend eine Grünland-
ansaat mit autochthonem Saatgut oder eine Mähgutübertragung aus geeigneten Spenderflächen. 
Anschließend ist eine 1 bis 2-schürige Mahd als Pflegemaßnahme durchzuführen. Das Mähgut 
ist abzutransportieren.

Zudem sind in etwa 4 m Abstand zum „Tamischbach“ abschnittsweise 10 standortgerechte Gehölze, 
welche feuchte Standorte bevorzugen, zu pflanzen (Pflanzabstand zwischen 8-12 m).

Nachfolgend werden Pflanzen der entsprechenden Vorgaben vorgeschlagen:

Populus tremula 
Betula pubescens 
Alnus glutinosa
Carpinus betulus
Quercus robur

Alternativ kann eine Beweidung mit einer GV/ha von 0,6-0,8 durchgeführt werden. Der 1. Schnitt/
Beweidung darf nicht vor dem 15.06. erfolgen. Es sind 10 % als Altgrasstreifen bis zur Mahd im 
Folgejahr an jährlich wechselnden Standorten stehenzulassen, sodass im 6. Jahr der Pflege 
derselbe Altgrasstreifen wie im 1. Jahr stehen gelassen wird. Auf Düngung und Pflanzen-
schutzmittel ist zu verzichten. 

Die Aufwertung der Fläche kann mit einem Faktor von 1,0 angerechnet werden.

Pflege: Es sind keine Pflege-, und Umbaumaßnahmen auf den Ausgleichsflächen zulässig, welche 
der Erreichung des Zielzustandes entgegenstehen. Fremde Gehölzaufwüchse und invasive Arten 
sind in den ersten drei Jahren durch Ausmähen zu entfernen. 

Ausgefallene Bereiche sind in selber Artzusammensetzung, welcher der Pflanzliste zu entnehmen 
ist, zu ersetzen. Es ist auch sicherzustellen, dass hier keine Beeinträchtigungen der 
Ausgleichsfläche erfolgen, z. B. durch Entsorgung von Grünschnitt, Nutzung als Lagerfläche, 
Gartenfläche oder Freizeitfläche.
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